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ANFRAGEBEANTWORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage der 
Abg. Prechtl, Al berer und Genossen, 
Nr. 2327/J-NR/1979 vom 1979 01 26, "Ver­
wirklic~ung des Regierungsprogrammes vom 
5. November 1975 und darüberhinaus~ehende 

Leistungen" • 

.Ihre Anfrage erlaube ich mir, wie folgt zu beantworten: 

Zu 1: ----Im Bereich des Bundesministeriums für Verkehr wurden die 
be t re f f end e n Pu n k te der Re 9 i e ru n 9 se r k 1 ä run 9 vom 5. 11 0 19 7 5 v 01 1 
erfüllt, wie nachstehende Gegenüberstellung'von Wortlaut der 
Regierungserklärung und getroffenen Maßnahmen zeigt. 

Wortlaut der Re~ierungserklärung 

"Oie von Bahn und Post zu bewältigenden Probleme wurden fUr 
überschaubare Planungszeiträume in Unternehmenskonzepten 
dargelegt. Ihre lösung steht und fällt mit umfangreichen 
Investitionen. Wegen des hohen Nachholbedarfes zur Anlagen­
erhaltung werden die Tarifeinnahmen und Zuschüsse aus allgemeinen 
Steuermitteln zur Investitonsfinanzierung nicht ausreichen. Eine 
Regelung, die die Finanzierung der rentierlichen Investitionen der 
Ba h n übe r den Kap i tal ma r k t er m Ö 9 1 ich t, ist da her une r 1 ä ß 1 ich. 11 

Für die Finanzierung der im Unternehmenskonzept der öBB vorge­
sehenen Investitionen sowie für den forcierten Ausbau des Nahver­
kehrs in Ballungsräumen wurden auch unter Herar.ziehung von Fremd-
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mjtteln wesentlich mehr Investitonsmittel zur Verfügung gestellt 
als ih den Jahren zuvor. Mit 19,2 Milliarden Schilling in den 
Jahren 1976 bis 1979 wurden die Investitonen gegenüber 1972 bis 
1975 um 45 % und gegenüber 1967 bis 1970 um 158 % gesteigert. 
Durch die Bereitstellung der erforderlichen Mittel in Höhe von 
25,2 Milliarden Schilling wurden in den Jahren 1976 bis 1979 die 
im Unternehmensplan der Post- und Telegraphenverwaltung 
enthaltenen Investitionsplanungen voll erfüllt. Gegenüber den 
Jahren 1972 bis 1975 wurden die Investitonen um 65 % gesteigert, 
gegenüber 1967 bis 1970 um 300 % • 

. 1970 bis 1979 erreichten die Investitionen bei Bahn und Post die 
Höhe von 93 Milliarden Schilling. 95 % dieser Auftragssumme 
fließen wieder in die österreichische Wirtschaft. 

Diese Investitionen bringen 
den bei den Bundesbetrieben 

die Modernisierung ihrer Strukturen und Einrichtungen und 
damit eine Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit; 

den Kunden 
weitere Verbesserungen von Angebot und Service; 

den heimischen Gewerbe- und Industrieunternehmungen 
in Zeiten weltweiter Rezessionserscheinungen kontinuierl ich 
steigende Aufträge; 

für 40.000 Arbeitnehmer in der österreichischen Wirtschaft 
sichere Arbeitsplätze, davon 12.400 in der Bauwirtschaft, 
11.200 in der Elektroindustrie, 3.500 in der Fahrzeugin­
dustrie, 3.300 in der Maschinenindustrie und 9.600 in vielen 
anderen Wirtschaftszweigen; 

der österreichischen Volkswirtschaft 
langlebige Infrastrukturen von bleibendem Wert. 

2303/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 22

www.parlament.gv.at



- 3 -

BegUnstigt durch das hohe Investitionsvolumen wurden bei den DBS 
vor allem Investitionsschwerpunkte zur Verbesserung der Anlagen 
und des Fahrparks gesetzt aber auch betriebliche und 
organisatorische Initiativen zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
in der Verkehrsabwicklung ergriffen. Damit konnte die Qualität des 
Angebotes und die Attraktivität des Bahnbetriebes bereits be­
deutend gesteigert werden. 

Das hohe Investito~svolumen hat auch dazu beigetragen, daß das 
Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung der öBS stabilisiert 
werden konnte. 

Wortlaut der Regier~ngserklärung 

"Der Ausbau des Uberregionalen Verkehrsnetzes unter besonderer 
BerUcksichtigung des devisenbringenden Transitverkehrs auf der. 
Bahn einschließlich d~s kombinierten Verkehrs und des öster­
reichischen Seehafenveikehrs wird mit den Ubrigen verkehrs-
pol itischen Maßnahmen abzustimmen sein." 

Zur Erhöhung der Durchlaßfähigkeit auf den Transitmagistralen . 
haben die österreichischen Bundesbahnen durch den forcierten 
zweigleisigen Ausbau der Tauernbahn und de( Karawankentunnels, 
durch den Ausbau der Verschiebebahnhöfe Hall in Tirol, . 
Schwarzach-St.Veit und Linz, durch die Inangriffnahme der Arbeiten 
im Bahnhof Kufstein und durch die Installierung des Zugfunks auf 
der Tauernbahn Vorsorge getroffen. Dieses Programm wird ergänzt 
durch betrieblich~organisatorische Vorkehrungen, insbesondere in 
den Grenzbahrthöfen Brennero/Srenner, Tarvisio Centrale, Rosenbach 
und Hegyeshalom. 

Zur Förderung der Kooperation Schiene - Straße wurden die 
kombinierten Verkehre intensiviert. Derzeit sind solche Verkehre 
eingerichtet ~wischen Köln - Verona, MUnchen -Ljubljana, 
Wuppertal - Ala, Köln - Rubiera, St. Pölten - Dover und Wien - Wol­
furt. 
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Im Seehafenverkehr wurde durch gezielte Fahrplanverbesserungen 
sowie durch die Einarbeitung marktangepaßter Ausnahmetarife in die 
spezifischen SeC'hafentarife das Älgebot beträchtlich verbessert. 

Wfrrtlaut der Regierungserklärung 

~Zur Beschleunigung des GUterumschlages und besseren AusnUtzung 
der Waggons werden die Lokomotivbeschaffung forciert und der Bau 
moderner Zentral verschiebebahnhöfe begonnen werdeno" 

Ein moderner Fahrpark und leistungsfähige Großverschiebebahnhöfe 
schaffen die Voraussetzung fUr eine rationelle und rasche .. 
Verkehrsabwicklung und steigern die Wettbewerbsfähigkeit der B~hn. 

Das Lokomotivbeschaffungsprogramm wird planmäßig erfUllt; seit 
1975 wurden 90 moderne E-Loks angeschafft; 1979 werden weitere 24 
angekauft. DarUber hinaus wurden seit 1975 20 Diesellokomotiven 

in Dienst gestellt. Dem Bedarf der Wirtschaft entsprechend wurden 
seit 1975 3.186 mode~nste GUterwagen beschafft; 1979 ist der 
Ankauf weiterer 1.515 GUterwagen vorgesehen. 

1978 wurde mit dem Bau des Zentralverschiebehahnhofes Wien­
-Kledering (Kosten 2~2 Milliarden Schilling, Teilinbetriebnahm,e 
bereits 1983) begonnen. Beim Großverschiebebahnhof Vil1ach-SUd 
(Kosten 2,3 Mil1 iarden Schilling) sind die Vorarbeiten 
a b g e s c h los s-e n; mit dem ß a u w u r d e l< Ü t~ Z 1 ich beg 0 n ne n. Be; I'J 01 1 i n­
betriebnahme beider Bahnhöfe können jährlich rund 110.000 Ver­
schubstunden und rund 80.000 Zugstunden eingespart und die 

Beförderungszeiten bis zu 30 % vermindert werden. Der GUter- und 

Zugbildebahnhof Wolfurt (Kosten 1,1 Milliarden Schilling) wird 
zUgig weiterg~baut und 1981 fertiggestellt sein. 

\ ." , 
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Der Ausbau der "GUternachtsprungverbindungen" - am Abend 
aufgegeben steht das Gut am Morgen fUr den Empfänger bereit -
sowie der vermehrte Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung 
im Rahmen des GUterinformationssystems sind weitere Maßnahmen zur 
Hebung der ßerörderungsqualität. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Das Städteschnellzugsangebot soll verdichtet und die Zahl der 
Verbindungen zwischen den nördlichen und sUdlichen Bundesländern 
vermehrt werden." 

Das Städteschnellzugsangebot in österreich wurde durch die 
forcierte Anschaffung von 350 modernsten Reisezugwaggons und 
Triebwagengarnituren wesentlich verbessert •. 

i.5 

Neue komfortable Schnell verbindungen zwischen Graz und Bischofs­
hofen, Salzburg - Linz, Klagenfurt - München, Linz - Salzburg -
ViIlach - Wien-SUd, sowie zwischen Linz und Graz und die 
Einführung eines 2-Stunden-Taktverkehrs zwischen Wien - Graz und 
Wien - Villach nach dem Vorbild des Taktverkehrs Wien - Salzburg 
haben das Verkehrsangebot neuerlich attraktiver gemacht. 

Durch die Errichtung einer bereits mit der BRD vertraglich 
, 

fixierten Gleiskurve in Rosenheim wird künftig der Fernverkehr 
auch zwischen Ost- und Westösterreich erhebl ich beschleunigt. 

Ein breit gefächertes TarifangeLot - Kilometerbank, Firmerinetl­
karte, Stammkundenkarte, Austria Ticket Junior und die 
Verbesserung der Seniorenermäßigung - spricht ein breites Reise­
publikum an. FUr viele ist dadurch das Reisen mit der Bahn wieder 
eine echte Alternative gegenüber der Fahrt mit dem eigenen Wagen 
geworden. 
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Wortlaut der Regierungserklärung 

"Erstmal s 'lat der Bund Investitionsmittel für den öffentl ichen 
Nahverkehr der Bundesbahn zur Verfügung gestellt. Die meisten 
Bundesländer sind grundsätzl ich bereit, sich an den Kosten von 
Schnellbahnlinien zu beteiligen. Damit allein können aber kaum die 
Investitionen, noch viel weniger die Betriebskosten eines 
größeren, besseren Netzes der öffentlichen Personennahver­
kehrs-Unternehmen finanziert werden. Das Erschließen neuer 
Finanzierungsquellen für die großzügige Erfüllung dieser Aufgabe 
erscheint daher unerläßlich zu sein." 

Mit der Einführung des für den Ausbau des öffentlichen Personen­
nahverkehrs zweckgeb~nden Anteiles der Kraftfahrzeugsteuer hat die 
Bundesregierung neue Ftnanzierungsquellen erschlossen. Den öster-
reichischen Bundesbahnen stehen seit 1976 jährl ich steigende . 
Investitionsmittel für die Einrichtung und den Ausbau attraktiVer 
Nahverkehre in den Ball~ngsräumen zur Verfügung: 

1976: 645 Mio S 

1977: 1.255 Mio S 

1978 : 1.272 Mio S 

1979: 1.386 Mio S 

Ober die einzelnen Nahverkehrsprojekte wurden bereits und zwar mit 
Bur gen 1 a n d, Nie der ö s t e rr e ich, T i r 0 1, Vor a r 1 be r gun d \4 i e n Ver ein -
barungen abgeschlossen, die eine 20 %ige Beteiligung der länder an 
den Investitionen vorsehen. Nachstehende Nahverkehrsprojekte 
wurden bereits fertigestellt bzw. in Angriff genommen: 
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Innsbruck - Telfs-Pfaffenhofen (Inbetriebnahme 1978) 
Stockerau - Hollabrunn (Inbetriebnahme Frühjahr 1~79) 
Wien-Süd - Neusiedl am See (Inbetriebnahme Herbst 1979) 
Leopoldau - Wolkersdorf - Mistelbach 
Bregenz - Feldkirch 
i>1ei dl i ng - Lies; ng 
Wien-Süd - Stadlau - Hirschstetten/Aspern 
Bahnhof Leopoldau 

Im Zentral raum Wien, Niederösterreich und Burgenland wird mit dem 
Ziel einer Verbundlösung eine Verknüpfung der Schnellbahn und 
U-Bahn angestrebt. Dabei steht erstmals neben der Auf teilung der 
Investitionskosten auch eine solche der Betriebslasten zur 
Diskussion. 

Ober weitere Nahverkehrsprojekte auch in anderen Bundesländern 
werden bereits Vorgespräche geführt. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Einem besseren Service wie' auch einer rationelleren und rascheren 
Postbeförderung soll die Reform der Postämterstruktur dienen. Mit 
den hiefür notwendigen Investitionen werden auch die.Arbeits­
bedingungen des Postpersonals auf einen zeitgemäßen Standard 
gehoben." 

Die Arbeit der Post- und Telegraphenverwaltung im Dienste der 
österreichischen Bevölkerung und Wirtschaft auf Grundlage des 
Unternehmensplanes war in den letzten Jahren besonders 
erfolgreich. In den Jahren 1975 - 1978 ist es gelungen, di~ 

Abgänge laufend abzubauen; Im Jahre 1979 wird die Post- und 
Telegraphenverwaltung erstmals seit 1965 wieder einen Betriebs­
überschuß und zwar in Höhe von rd. 1 Milliarde Schilling erzielen. 
Diese positiv~ Entwicklung findet ihren Niederschlag in der 
steigenden Qualität der Dienstleistungen an die Postkunden. 
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Im Rahmen der Reform der Postämterstruktur wurde in der ersten 
Phase eine Konzentration des Zustelldienstes bei den bedeutenderen 
Postämtern durchgeführt. Diese Maßnahme wurde durch eine zügige 
Ausstattung der Landzustellung mit zweispurigen Kraftfahrzeugen be­
gleitet. 1976 - 1978 wurden dafür 439 PKW bereitgestellt. Damit 
werden den Postkunden durch Vermehrung der Zustelltage, durch 
Zustellung und Annahme auch schwererer Pakete usw. beachtliche 
Vorteile geboten; für die Postbediensteten sind damit bessere 
Arbeitsbedingungen verbunden. 

Ebenso kommen die in den Jahren 1976 - 1978 neu gebauten 28 Post­
ämter und die durch Umbauten und Neuanmietungen sanierten 246 Post­
ämter Postkunden und Postbediensteten zugute. 

Neu eingerichtete Postschnellzüge und die Ausstattung der Umleite­
postämter mit automatischen Verteilanlagen haben die Postbe- . 
förderung erhebl ich beschleunigt. 

Zur schnelleren und schonenderen Beförderung von Paketen sowie -zur , 
rascheren Manipulation bei der Briefbeförderung trägt die Ein­
führung der Paketbehälter- und Palettenverkehre bei, ebenso der 
Einsatz neuer posttechnischer Einrichtu~gen wie automatischer 
Paketförder- und Hängebahnen. 

Durch Ausstattung aller Postämter mit elektronischen Rechen­
maschinen im Jahre 1977 läßt sich die Kundenabfertigung vor allem 
im Zahlungsverkehr wesentlich rascher abwickeln. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Oie Herstellung von Telefonanschlüssen und die ständige Ver~ 
besserung der Qualität des Nachrichtenverkehrs werden einen 
weiteren Schwerpunkt bilden." 

1976 bis 1978 wurden mehr als 500.000 Telefonanschlüsse neu her­
gestellt. Dadurch konnte die Warteliste auf 157.000 Anschlußwerber 
verkürzt werden. Sie liegt 'bereits erheblich unter der jährlichen 
Herstellungskapazität: 

. . 
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1978 wurden 184~OOO TelefonanschlUsse neu hergestellt. Noch im 

Jahr 1979 wird es in österreich mehr als 2 Millionen Telefonan­
schlüsse gebeno 

Die Versorgung des ländl ichen Raumes mit Fernsprecheinrichtungen 
wurde in den letzte, Jahren beschleunigt weitergefUhrt; 1979 

werden dafUr 880 Mill ionen Schill ing zur VerfUgung stehen. 

Wesentliche Qual itätsverbesserungen im Nachrichtenverkehr brachte 
im inländischen Fernverkehr die Einrichtung zahlreicher Kurzwahl­
verbindungen und im internationalen Verkehr die Einrichtung des 
Selbstwählfernverkehrs nach allen automatisierten Fernsprechnetzen 
Europaso 

Durch die Einrichtung modernster Großvermittlungsstellen wurde die 

technische Infrastruktu~ für ein hochwertiges, auf den Bedar~ 
vieler Jahrzehnte ausgelegtes Fernmeldenetz geschaffen. Das größte 
dieser Vorhaben ist das.1978 fertiggestellte Fernmeldezentralge­
bäude Wien-Arsenal, fUr dessen Errichtung 2,5 Milliarden Schil1i~g 

,aufgewendet wurden. 

In diesem Fernmeldeze~trum sind neben modernsten Vermittlungsein­
richtungen fUr den nationalen und internationalen Telefonverkehr 

~ 

auch Anlagen in neuester Technik für andere Fernmeldedienste unter-
gebracht; so etwa die Zentrale fUr den öffentlichen Personenru~ 
("Piepserl "). In KUrzE wird in diesem Gebäude die erste computer­
gesteuerte elektronische Vermittlungsstelle österreichs für ein 
kombiniertes Oaten- und Fernschreibnetz in Betrieb gehen. 

Das österreichische Richtfunknetz wird planmäßig ausgebaut; neben 
dem Richtfunkturm Wien-Arsenal wurden die Richtfunkstationen 
Ansfelden und Exelberg bereits fertiggestellt. 

Durch die Fertigstellung der Erdefunkstelle Aflenz Ende 1979 
erhält österreich direkten Zugang zum weltweiten Satelliten­
fernsprechverkehr. 
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Neu entwickelte Telefonzellen und der seit 1976 forcierte Einsatz 
von Fernwahl-MUnzfernsprechern verbessern die Infrastruktur für 
den Fremdenverkehr. 

Auf dem Tarifsektor wurde zu Beginn 1978 der ermäßigte Wochenend­
tarif geschaffen. De~ ländlichen Raum kommt die neue Tarifzonen~ 
gestaltung, die unter Zusammenlegung von Fernzonen zu GebUhren­
ermäßigungen in der ersten Fernzone gefUhrt hat, zugute. 
Pflegeheime und Gastbetriebe erhalten Ermäßigungen der Rundfunk­
und Fernsehgebühren. 

Im Juli 1979 wird der Selbstwählfernverkehr nach den USA und 
Kar.ada aufgenommen 9 wodurch eine Gebührensenkung um etwa ein' 
Drittel möglich ist. Gleichzeitig werden die TelefongebUhren im 
Selbstwählverkehr nach allen europäischen Ländern bis zu20 % 

gesenkt. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Durch die Modernisierung der Autobusse von Post und öBB wird die 
Verkehrsbedienung im ländlichen Raum verbessert werden." 

In den Jahren 1975 bis 1978 haben Bahn und Post 966 Modernste Groß­
raumbusse neu angeschafft, damit den Uberalteten Fahrpark 
modernisiert und durch die Einrichtung von Gemeinschaftsverkehren, 
neuenKraftfahrlinien, Taktverkehren, Schnellkursen und Verkehns-· 
verdichtungen vor allem im ländlichen Raum erhebliche Verkehrsver­
besserungen vorgenommen. 

Das Durchschnittsalter der eingesetzten Omnibusse konnte erheblich 
reduziert werden, was nicht nur dem reisenden Publikum zugute 
kommt, sondern auch wesentliche Entlastungen auf dem Erhaltungs­
sektor bringt •. 

,? .', 
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Die angebotenen Tarife wie 7-Tage-Sichtkarte, Turnuskarten für 
Schichtarbeiter mit Ermäßigungen für Präsenzdiener und andere 
Ermäßigungen eröffnen weiten Bevölkerungsschichten den Zugang zu 
einem qualifizierten Verkehrsangebot. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Im Individualverkehr soll di~ Verkehrssicherheit vor allem durch 
praxisnahe Fahrerausbildung und verstärkte Information über sicher­
heitsgerechtes Verkehrsverhalten gehoben werden." 

Lag österreich 1970 pei den Verletzungen und Todesraten im Straßen­
verkehr an der Spitze der vergleichbar motorisierten Staaten, so 
wurde in d·er Folge durch die Verkeh·rssicherheitsarbeit der Bundes-·\ 

regierung in Zusammenarbeit mit den fUrden Straßenverkehr Verarit­
wortlichen und den Verkehr~teilnehmern eine positive Entwicklung 
erreicht. 

Von 1970 bis 1977 sank die Zahl der Verkehrsunfälle bezogen auf. 
Einwohner um 12 % - die der getöteten Verkehrsteilnehmer sogar um 
17 %, obwohl der Kraftfahrzeugbestand im gleichen Zeitraum um ein 
Drittel zugenommen hat. Besonders die Einführung des Tempolimits 
und der Gurtenanlegepflicht hat diese positive Entwicklung 
entscheidend bestimmt. 

Seit 1975 verdanken jährlich mehr als 100 österreicher ihr Leben 
dem Sicherheitsgurt. 

78 % der tödlichen Verletzungen mit einspurigen· Kraftfahrzeugen 
sind Kopfverletzungen. Die 1979 eingefUhrte Sturzhelmpflicht ist 
ein weiterer Schritt, dem Ve~kehrstod Schach zu bieten. 
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Das Verbot der Benützung der Autobahnen durch Kleinkrafträder ent­
springt vor allem der Verantwortung um jugendliche Verkehrs­
teilnehmer. 

Die mit der 6. StVO-Novelle vorgenommene Angleichung der Ver­
kehrsvorsct-iften an den internationalen Standard (Vereinheit-
1 ichung der Verkehrszeichen) ist für die Verkehrssicherheit in 
einem Fremdenverkehrsland wie österreich besonders wichtig. 

Eine österreichspezifische ausgewogene Lösung der Benützung von 
Spikes im Rahmen der 9. KDV-Novelle nimmt einerseits auf die Vor­
teile der Spikes im Interesse der Verkehrssicherheit, andererseits 
auf die zunehmenden Belastungen der Allgemeinheit infolge starker 
Fahrbahnbeschädigungen Rücksicht. 

Der erhöhten Verkehrssicherheit dient auch das nach parlamen­
tarischer Behandlung kürzlich in Kraft getretene Gefahrengüter~" 
gesetz. Dieses Gesetz stellt sich einerseits als österreichisches 
Erfüllungsgesetz zum "Europäischen Obereinkommen über die inter-

" " " 

.nationale Beförderung gefährlicher GUter auf der Straße - ADR" 
dar, andererseits regelt es auch umfassend die Beförderung solcher 
Güter innerhalb österreichs. Die Bestimmungen des Gesetzes ent-" 
halten Regelungen über die Verpackungen gef~hrlicher Güter; Vor­
schriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger, mit denen gefährliche 
GUter befördert werden; BestimmungenfUr die Oberwachung solcher 
Beförderungen und Vorschriften für den Fahrbetrieb wie z.B. 
Kennzeichnung, Reinigung, Entgiftung der Kraftfahrzeuge sowie 
Routenvorschreibungen, ~efahren von Tunnels und anderes mehr. 

Eine grundlegende Reform der Lenkerprüfung wurde eingeleitet. 
Durch Novellierung des Kraftfahrgesetzes wurde die Basis für eine 
besser koordinierte Vorgangsweise bei Fa~rerausbildung und 
Prüfungspraxis geschaffen. Im Interesse der Verbesserung der 
Verkehrssicherheit sind darUber hinaus Vorarbeiten zur EinfUhrung 
einer Berufsau~bildung fUr Berufskraftfahrer in Angriff genommen 
worden. 
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Zur Information für verkehrssicheres Verhalten werden gemeinsam 
mit den Kraftfahrverbänden laufend Aktionen wie "Sicher in den 
Winter", liDer goldene Führerschein", "Das Kind im Straßenverkehr ll 

durchgeführt, um Verkehrssicherheit im Bewußtsein der Verkehrs­
teilnehmer fest zu verankern. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"österreich liegt an einem Schnittpunkt wichtiger Verkehrslinien 
Europas. Der Transitverkehr mit schweren Lastkraftwagen vom Osten 
und Südosten Europas nach den europäischen Ländern im Norden und 
Westen und auch umgekehrt wird immer intensiver. Es müssen daher 
Lösungen gefunden werden, daß auch diese Teilnehmer am öster­
reichischen Straßenverkehr zu einer Beitragsleistung fUr die 
notwendigen Arbeiten- am Straßennetz herangezogen werden. 

Die Gesundheit seiner Bürger,der Schutz der Umwelt, die nur 
beschränkt ausweitbare Kapazität seines Straßennetzes und dessen 
hohe Bau- und Erhaltungskosten zwingen österreich, auf eine Ver­
lagerung des Schwerverkehrs auf die Schiene überall dort zu 
drängen, wo diese zur Obernahme in der Lage ist. Dies muß ins­
besondere für den Transport gefährl icher Güter gelten. Dazu sollen 
sowohl gesetzliche als steuerpolitische Schritte überlegt werden. 1I 

In Erfüllung dieser Absichtserklärung und um einem weiteren unver­
hältnismäßig starken Ansteigen des Lastkraftwagenver~ehrs bei 
gleichzeitigem Rückgang des Transportsubstrates der Bahn ent­
gegenzuwirken, wurde mit 1. Jul i 1978 für schwere Lastkraftwagen 
der Straßenverkehrsbeitrag eingeführt. Auf dem Güterbeförderungs-

, 
sektor der österreichischen Bundesbahnen lassen sich erste Aus-
wirkungen dieses Schrittes zur Korrektur des Wettbewerbsnachteiles 
der Schiene, gegenüber der Straße erkennen. 

Während im ersten Halbjahr 1978 die auf der Schiene beförderte 
Tonnage gegenüber dem gleichen Zeitraum 1977 um nahezu 10 % 
niedriger lag, war von Juli bis November 1978 gegenüber dem 2. 
HalbJahr 1977'eine Zu~ahme um 3,2 % auf 20,19 Millionen Tonnen zu 
verzeichnen. Besonders erfreulich ist die Entwicklung im inter­
nationalen Verkehr: Kier steht einem Minus von 6,2 % im ersten 

" 
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Halbjahr ein Plus von 5,3 % gegenüber. Im devisenbringenden.Bahn­
transit betrug der Zuwachs sogar 8,4 % gegenüber einem Minus von 
8,8 % im ersten Halbjahr. 

Durch den Straßenverkehrsbeitrag und die Verlollung des von aus­
ländischen Lastkraftwagen mitgeführten Treibstoffes wurde aber 
auch sichergestellt, daß der Transitverkehr jetzt auch einen 
Beitrag zur Erhaltung unserer Straßen leistet. Für die österreich­
ischen Lastkraftwagen kommt es zu einer angemesseneren Beteiligung 
an der Erhaltung ihrer Verkehrswege. 

österreich hat allen Staaten Europas die Bereitschaft erklärt, an 
gesamteuropäischen Lösungen, die seit Jahren anstehen, mitzu­
arbeiten und sich solchen anzupassen, wenn auf ästerreichische 
Gegebenheiten in angemessener Weise Bedacht genommen wird. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Die Automatisierung von Flugverkehrskontrolle und LuftraumUber~ 
wachung wird in Kooperation zwischen Verkehrs- und Landesver­
teidigungsressort erfolgen. Lärmmindernde An- und Abflügeverfahren 
sollen durch entsprechende Vorschriften und Oberwachungsmaßnahmen 
herbeigeführt werden." 

Die Austrian Airlines konnten 1970 - 1978 im Linien- und Charter-, 

verkehr mit einer Zuwachsrate von 174 % einen Anstieg der 
beförderten Passagiere auf 1,6 Millionen erzielen. Dieser Zuwachs 
liegt wesentlich über dem internationalen Durchschnitt. Im Luft­
frachttransport konnte die AUA die Beförderungsleistung mehr als 
verdreifachen~ 

Umfaßte das Streckennetz 1970 31 Städte in 21 Ländern,so wurden 
1978 im Linie~verkehr 34 Städte in 26 Ländern angeflogen. 
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Die Grundlagen für die erzielten Leistungen bildet eine ständige 
Erneuerun~ und Erweiterung der Flotte. Während 1970 9 ältere Flug­
zeugtypen (darunter noch Propellermaschinen) im Einsatz standen. 
besteht diE AUA-Flotte nun aus 14 modernen Flugzeugen der Typen De 
9-32 und De 9-51. 

1970 - 1978 wurden bei der AUA 887 Arbeitsplätze geschaffen. Von 
den Investitionen in Höhe von 3,1 Milliarden Schilling entfielen 
in der gleichen Zeitspanne rund 1,4 Milliarden auf Bauten im In­
land. Mit dem Bau und Ausbau der Werftanlagen der AUA wurde ein 
Betrieb geschaffen, der dem neuesten Stand der Luftfahrttechnik 
entspricht. Gleichzeitig wurde zur Sicherung der Arbeitsplätze in 
der österreichischen Bauwirtschaft ein wesentlicher Beitrag ge­
leistet. 

Durch den Ausbau der 2. Piste wurde die Kapazität des Flughafens 
Wien Schwechat im Interesse der internationalen Luftfahrt wesent­
lich erhöht. 

Das Bundesministerium für Verkehr und das Bundesministerium für 
Landesverteidigung haben die Voraussetzungen für die Automati-
sierung der Flugverkehrskontrolle und der Luftraumüberwachung ! 

geschaffen. Die technischen Vorbereitungen, Auftragsvergaben und 
die bereits durchgeführten Baurnaßnahmen stellen die Inbetriebnahme 

. spätestens 1981 sicher. 

Für sämtliche österreichische Flughäfen und darüber hinaus eine 
Reihe kleinerer Flugplätze wurden lärmmindernde An- und Abflugver­
kehre festgelegt. Diese Verfahren werden ständig verbessert. 
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Wortlaut der Regierungserklärung 

"Das Investitionsprogramm der DDSG (Donaudampfschiffahrtsge­
sellschaft) in der Güterschiffahrt wird abgeschlossen. Der Ausbau 
der österreichischen Donauhäfen ist mit Hinbl ick auf die Fertig­
stellung des Rhein-Main-Donau-Kanals in den aChtziger Jahren zu 
fördern." 

Das Investitionsprogramm der DDSG wurde Ende 1977 abgeschlossen. 
Die im Unternehmenskonzept vorgesehene Flottenumstellung ist durch­
geführt. Damit verfUgt die OOSG heute Uber eine Flotte, die zu den 
modernsten aller Donaustaaten zählt. Diese Flotte erbringt heute 
pro Schiffsbediensteten die doppelte Leistung an Nettoton~enkilo­

metern wie im Jahre 1972 und der Anteil des qualifizierten 
Personals 1 iegt heut~ bedeutend höher als damals. Durch den Ein­
satz der neu gebauten Europakähne ist das Unternehmen für die Er­
öffnung des Rhein-Main-Donau-Kanals gerüstet. 

Im Hinblick auf die Feriigstellung des Rhein-Main-Donau-Kanals 
wurden für den Donauhafenausbau in Wien, Krems und Linz Bundes­

'förderungen bereitgestellt. 

Das Binnenschiffahrtskonzessionsgesetz 1978 bietet Handhabe gegen 
eine Unterwanderung der heimischen Schiffah~t durch Ausländer. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Auf Basis des Rohrleitungsgesetzes hat der wirtschaftliche Ausbau 
des österreichischen oder durch österreich verlaufenden Rohr­
leitungsnetzes zu erfolgen." 

Oas zu Beginn 1976 in Kraft getretene ROhrleitungsgesetz bietet 
die Grundlage für einen volkswirtschaftlich sinnvollen Ausbau des 
österreichischen Rohrleitungsnetzes für den Transport von Energie­
trägern. Auf Grund dieses Gesetzes wurde bereits die im Raum Graz 
von der "Trans Austria Gasleitung" abzweigende und nach 
Jugoslawien weiterführende "Südost-Leitung" (SOL) in Betrieb 

• 

. ' 
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genommen so\'tie der Bau der "West Austria Gasleitung" (WAG), die 
von der CSSR über Baumgarten zur deutschen Grenze nächst Paussau 
verläuft und bis Frankreich fUhrt, bewilligt. Diese Leitung wird 
voraussichtlich 1980 den Probebetrieb aufnehmen. Durch die Ein­
bindung in das europjische Rohrleitungsnetz erhält österreich die 
Bedeutung einer Energiedrehscheibe, was den Abschluß von Liefer­
verträgen mit allen geographischen und wirtschaftspolitisch in 
Betracht ko~menden Staaten ermöglicht. Dies trägt entscheidend zu 
einer krisensicheren Energieversorgung bei, zumal die Grundlage 
für die Anbindung innerästerreichischer Versorgungsanschlüsse im 
Gesetz verankert ist. 

Wortlaut der Regierungserklärung 

"Das österreichische Sei1bahnkonzept \'1ird fertiggestellt und di·~ 
technische und wirtschaftl iche Konsolidierung der Seilbahnwirt­
schaft vorangetrieben werden. Auf die Sicherheit ~es Seilbahn- und 
Liftkunden ist verstärktes Augenmerk zu richten." 

Das österreichische Seilbahnkonzept wurde 1978 fertiggestel1to Es 
bildet eine wichtige Entscheidungshilfe für Bundes- und Landes­
behörden sowie Seilbahnunternehmungen fUr eine, die Erfordernisse 
der Sicherheit berUcksichtigende gedeihl iche wirtschaftliche 
Weiterentwicklung. Dei der Errichtung neuer und der Modernisierung 
bestehender Anlagen ist es richtungsweisend fUr die weitere Er-
5chl ießung der Bergregionen im Dienste des Fremdenverkehrs und, 
setzt es Maßstäbe zur Bewahrung der natürlichen Erholungsräumeo 
Al s Grundlage für den Ausbau und die Verbesserung der Infrastruk­
tur in den Berggebieten wird die Verwirklichung dieses Konzeptes 
in wirtschaftl ich schwächeren Regionen zur Sicherung der Exist~nz­
grundlagen beitragen. 

Auf Gru~dlage ~er Lawinenschutzerlässe aus dem Jahre 1975 wurden 
die Lawinenschutzvorkehrungen und vor Lawinen gesicherte Skiab­
fahrten konsequent ausgebaut. 

.. 

.. 
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Von der Bundesregierung wurde neben der Gewährung von ERP-Krediten 
noch zusätzl ich zur Förderung der Seilbahnwirtschaft eine Zinsen­
zuschußaktion neu eingeführt. 1975 bis 1973 wurde mit diesen 
ZinsenzuschUssen ein Kreditvolumen von etwa 500 Millionen 
Schilling gestUtzt, was aufgrund des Eigenmittelaufkommens in 

gleicher Höhe Investitionen von rund 1 Mil1 iarde Schilling 
bedeutet. Diese Investitionen kommen nahezu ausschließl ich 
österreichischen Unternehmungen zugute. 

Zu 2 

Abgesehen von der vollen ErfUllung der sehr weitgesteckten 
Zielsetzungen des Regierungsprogramms auf dem Verkehrssektor 
wurden im Verkehrsressort noch weitere, darUberhinausgehende und 
in die Zukunft weisende Aktivitäten gesetzt. 

- Die Inangriffnahme bzw der Baufortschritt der Projekte der Groß­
und Zentral verschiebebahnhöfe Wien-Kledering, Villach-Süd 
(FUrnitz) und Wolfurt bedeuten Maßnahmen, die über die Erfüllung 
des Wortlautes der Regierungserklärung hinaus in die Zukunft 

wirken und den Eisenbahnfrachtverkehr in österreich auf eine 
völlig neue, moderne Basis stellen. 

Da der auf wenige leistungsfähige Bahnhöfe konzentrierte Güter­
wagenverschub die raschere und selektive Bildung von Zügen nach 
bestimmten Destinationen und eine erhebl iche Beschleunigung des 
Wagenumlaufes und somit der Beförderung mit sich bringen wird, 
können für die verladende Wirtschaft noch attraktivere Transport­
angebote bereit gestellt werdeno 

Die großen Bauvorhaben der Zentral verschiebebahnhöfe bedeuten 
Beschäftigungsmög1ichkeiten für Dienstnehmer der unterschied-
1 ichsten ße~ufe und Qualifikationsstufen. Allein durch das 
Großprojekt Wien-Kledering werden rund 950 Arbeitsplätze auf 
Jahre hinaus gesichert. 
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Die Ausstattung der Frachtenbahnhöfe mit modernster Technik, 
insbesondere die Anwendung der Elektronik bei der Betriebs­
steuerung und -abwicklung werden einen starken technologi~chen 
Impuls für die ausführende Industrie bedeuten. 

S c h 1 i e ß 1 i c hw i r d die Einsparung einer großen Anzahl von Zug - und 
Verschubstunden sowie die bereits erwähnte Beschleunigung des 
Wagenumlaufes, aber auch die Verminderung von Schadensfällen 
einen erheblicher Rationalisierungseffekt bei den OBB nach sich 
ziehen. Diese positiven Auswirkungen werden in ihrer Wirkung 
noch durch den forcierten Einsatz der elektronischen Datenver­
arbeitung im Rahmen des gesamten Güterverkehrs gesteigert. Das 
derzeit bei den OBB in Einrichtung und Ausbau befindliche 
Güter-Informationssystem (GIS) bildet die Voraussetzung für eine 
weitgehende Automatisierung des Güterverk~hrs. 

Eine zukunftsweisende Maßnahme stellt auch der weitere Ausbau 
der Tauernbahn dar, in dessen Rahmen insbesondere die Tauernbahn­
nordrampe abschnittsweise zweigleisig ausgebaut wird. Durch den 
Ausbau dieser wichtigen europäischen Nord-SUdtransversale werd~n 
die hier noch bestehenden Engpässe schrittweise restlos besei­
tigt werden und dadurch vor allem für den Gütertransit eine den 
E rforde rni sse n ent spreche nde, 1 ei stu ngsfä il-i ge Ei se nba hn st recke 
'zur Verfügung stehen. 

Mit der Inbetriebnahme des Rhein-Main-Donaukanals ist eine 
starke Zunahme der Transporte auf Euro.pas neuer Wasserstraße zu 
erwarten. Dieser "Europakanal" reicht in seiner Auswirkung von 
der Nordsee bis zum Schwarzen Meer und verbindet direkt dreiiehn 
Staaten. 

Um für diese Entwicklung gerüstet zu sein, wird von den OSB ~in 

Hafenanschlußkonzept (Donauhäfen - Anschlußkonzept) erarbeitet, 
das die schienenmäßige Anbindung der Umschlagplätze sichern 
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soll. Die Vorstellungen der aBB gehen dahin, im historischen 
Augenblick der Eröffnung des Rhein-Main-Donaukanals in den 
Hafengebieten mit kundengerechten Verkehrsangeboten präsent zu 
sein. Erste Aktivitäten wurden bereits durch die übernahme der 
Wiener Hafenbahnen in das Eigentum der aBB gesetzt. 

- Im Zuge der steten Verbesserung des Serviceangebotes haben die 
aBB nunmehr nach Neuordnung ihrer Anschlußbahnpol itik ein 
speziel1~s Konzept erarbeitet, in dessen Rahmen alle geeigneten, 
d.h. gleismäßig aufgeschlossenen Eisenbahngrundstücke gezielt 
der Wirtschaft angeboten werden (Bestandplatzkonzept). 

Um für die verladende Wirtschaft einen verstärkten Anreiz zur 
Inanspruchnahme des Schienentransportes zu bieten, werden 
nunmehr auch ZinsenzuschUsse an Speditionsunternehmen für die 
Förderung von Umset~einrichtungen von der Straße auf die Schiene 
gewä hrt. .. 

Durch das EDV-Projekt "Personal-Info~mationssystem (PERSIS)" 
werden die Personal verwaltung der aBB automatisiert und damit 
die Verwaltungskosten reduziert. Massen- und Routinearbeiten im 
Bereich der Personal verwaltung werden vermindert und eine effek­
tivere und jederzeit über die neuesten Daten verfügende Personal­
planung ermöglicht.· 

Die Post- und Fernmeldeverwaltung ist mit einer Reihe von Maß­
nahmen für die Anforderungen der achtziger Jahre gerüstet. 

Einen ganz besonderen Schwerpunkt stellt die Durchführung des 
bisher größten Bauvorhabens der Post- und Telegraphenverwaltung, 
näml ich de.s Neubaues des Fernmel degebäudes Wien-Arsenal dar. , 
Diese Fernmeldezentrale wird im Endausbau ein Hauptbereichsamt 
für 100.000 Fernleitungen, ein Ortsamt für die Umgebung des 
Arsenals, ein internationales Transitamt Europa, ein interkon­
tinentales Transitamt sowie weitere technische Einrichtungen für 
Fernschreib-"und Datentechnik beinhalten. Das Fernmeldegebäude 
wurde im September 1978 fertiggestellt, seine Inbetriebnahme 

.. 
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erfolgt etappenweise, wobei die erste Ausbaustufe bereits in 
Betrieb ist. Die auf die zu erwartenden Fernmeldebedürfnisse hin 
konzipierten Fernmeldeeinrichtungen gewährleisten eine 
kontinuierliche, den modernsten Erfordernissen entsprechende 
Abwicklung des Fernmeldebetriebes und -verkehrs bis in die 
weitere Zukunft. 

- Die ständig steigenden Kommunikationserfordernisse und neue 
Erkenntnisse der Hochfrequenztechnik haben eine sprunghafte 
Entwicklung des Nachrichtenwesens insbesondere auch auf dem 
Gebiete der Obertragung von Fernmeldesignalen über Weltraum­
satelliten ausgelöst. Dementsprechend wurde im Jahre 1977 der 
Bau einer eigenen österreichischen "Erdefunkstelle" in Aflenz in 
der Steiermark, welche Satellitensignale übernehmen kann, in 
Angriff genommen. 

Nach Fertigstellung der Anlage wird es möglich sein, ohne 
Zuhilfenahme von Drittländern direkt mit Afrika, Nord- und 
SUdamerika sowie mit dem asiatischen Raum in Verbindung zu 
treten. Gerade fUr österreich als Sitz zahlreicher inter­
nationaler Organisationen mit ihren weltweiten Verbindungen ist 
die neue Fernmeldeeinrichtung besonders bedeutsam. 

Nicht unerwähnt soll bleiben, daß bei der Planung und Gestaltung 
der umfangreichen Anlage auf die Erfordernisse des Lan~schafts­
und Umweltschutzes in höchstmöglichem Maße Bedacht genommen 
wurde. 

- Von weittragender Bedeutung ist desweiteren die GrUndung der 
österreichischen Fernmeldetechnischen Entwicklungs- und 
Förderungsgesellschaft m.b.H. zur SChaffung der Voraussetzungen 
für die EinfUhrung des vollelektronischen Telefonsystems. 

. . 
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Der Ausbau des elektronischen Telefonsystems wird das 
Fernsprechwesen jedenfalls des nächsten Jahrzehntes nachhaltig 
beeinflussen und prägen. Die Umstellung des Fernsprechsystems 
auf ein vollelektronisches Wähl- und Betriebssystem mit ver­
größerten AnwendungsmÖglichkeiten für den Benützer sichert 
überdies die Arbeitsplätze in der einschlägigen Industrie. 
Darüberhin'us werden sich durch die Entwicklungs- und Forschungs­
arbeiten auch neue Chancen für den österreichischen Export 
ergeben. 

Seit Oktober 1978 ist in Wien bei sechs Telefonzellen ein Notruf 
ohne Münzeinwurf möglich. Es ist beabsichtigt, diese Einrichtung 
schrittweise auszubauen und damit dem Sicherheitsinteresse der 
gesamten Bevölkerung zu entsprechen. 

- Von grundsätz1 icher Bedeutung für die gesamte Wirtschaft ist " 
schließlich eine Reihe ordnungspolitischer Maßnahmen, die ein' 
sinnvolles Neben- und Miteinander der einzelnen Verkehrsträger 
insbesondere von Schiene und Straße gewährleisten sollen. Dazu 
zählt die im Bundesministerium für Verkehr durchgeführte über­
legte Kontingentpolitik im grenzüberschreitenden StraßengUter­
verkehr. Diese soll einirseits den Bedürfnissen und Erforder­
nissen der heimischen Wirtschaft möglichst ftntgegenkommen, 
~ndererseits einem übermäßigen Ansteigen des grenzüber­
schreitenden Straßengüterverkehrs durch ausländische Frächter . 
und somit einer Oberfremdung zu lasten der inländischen 
Transportwirtschaft entgegenwirken. 

Wien, 1979 03 08 
Der Bundesminister 
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